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Beratung und Beschlussfassung 
Stadtvertretung 
 

Betreff 
Finanzausstattung der Kommunen sichern – FAG Entwurf ablehnen 
 

Beschlussvorschlag 
1. Die Stadtvertretung der Landeshauptstadt Schwerin spricht sich gegen die im 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 
Mecklenburg Vorpommern (vgl. Landtagsdrucksache 6/2210) geplanten Änderungen 
aus. 

 
2. Die Stadtvertretung der Landeshauptstadt Schwerin schließt sich mit gemeinsamer 

Auffassung der kommunalen Spitzenverbände zum Gesetzesentwurf an. 
 

3. Die Stadtvertretung der Landeshauptstadt Schwerin fordert die Abgeordneten des 
Landtages Mecklenburg-Vorpommern auf, dieser Gesetzesnovelle nicht 
zuzustimmen. 

 
4. Der Stadtpräsident wird aufgefordert, diesen Beschluss den demokratischen 

Fraktionen des Landtages Mecklenburg-Vorpommern zu übermitteln. 
 
 
Begründung 
Die kommunalen Spitzenverbände in Mecklenburg-Vorpommern kommen in der Bewertung 
des  Gesetzentwurfes zu dem Schluss, dass aus ihrer Sicht der jetzt vorliegende 
Gesetzentwurf der Landesregierung zu weiteren massiven Verschlechterungen der 
Finanzausstattung bei Städten und Landkreisen führen wird. Er reagiert in keiner Weise auf 
die aktuellen Problemlagen und lässt zudem die seit längerem geforderte, grundlegende 
Neuausrichtung des FAG vermissen. Er ist  daher abzulehnen.  
Für weitergehende Informationen siehe Internetseite des Städte- und Gemeindetages MV 
unter:  http://www.stgt-mv.de/cms2/STGT_prod/STGT/startseite/index.jsp 
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über- bzw. außerplanmäßige Aufwendungen / Auszahlungen im Haushaltsjahr 
 
Mehraufwendungen / Mehrauszahlungen im Produkt: --- 
 
 
Die Deckung erfolgt durch Mehrerträge / Mehreinzahlungen bzw. Minderaufwendungen / 
Minderausgaben im Produkt: --- 
 
 
Die Entscheidung berührt das Haushaltssicherungskonzept: 
 

 ja 
Darstellung der Auswirkungen: --- 
 
 

 nein 
 
 
 
Anlagen: 
 
keine 
 
 
 
gez. Gerd Böttger 
Fraktionsvorsitzender 
 
 
 
 


